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eingereicht gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Geschäftsordnung von

– Fernando Fernández Martín und José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra im 
Namen der PPE-DE-Fraktion

– Margrietus J. van den Berg, Rolf Linkohr und Manuel Medina Ortega im 
Namen der PSE-Fraktion

– Marieke Sanders-ten Holte im Namen der ELDR-Fraktion
– Monica Frassoni, Alain Lipietz und Camilo Nogueira Román im Namen der 

Verts/ALE-Fraktion
– Pedro Marset Campos, Fausto Bertinotti, Pernille Frahm, Armando Cossutta 

und Ilda Figueiredo im Namen der GUE/NGL-Fraktion

anstelle der Entschließungsanträge folgender Fraktionen:

– PSE (B5-0454/2003),
– PPE-DE (B5-0455/2003),
– Verts/ALE (B5-0460/2003),
– GUE/NGL (B5-0462/2003),
– ELDR (B5-0464/2003),

zur Lage in Bolivien
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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Bolivien

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Lage in Lateinamerika,

A. in der Erwägung, dass Bolivien den höchsten Armutsindex Südamerikas hat,

B. in der Erwägung, dass die Mehrheit der bolivianischen Bevölkerung Not leidet und 
unverzügliche Maßnahmen erforderlich sind, um sicher zu stellen, dass ihren Forderungen 
nach sozialer Gerechtigkeit entsprochen und der Prozess der Demokratisierung weiter 
vorangetrieben wird,

C. in der Erwägung, dass Bolivien in den letzten Wochen Schauplatz von heftigen Protesten, 
sozialen Unruhen, Demonstrationen, Tumulten und Revolten war, die die Regierung mit 
äußerster Härte verfolgte, dass dabei 80 Tote, zahlreiche Verletzte und hoher Sachschaden zu 
verzeichnen waren und Präsident Sánchez de Lozada sich aufgrund dieser Vorfälle 
gezwungen sah, vor dem Parlament offiziell seinen Rücktritt zu erklären,

D. erfreut über den raschen Übergang, der in Bolivien mit der Wahl des Vizepräsidenten Mesa 
Gisbert zum Präsidenten gemäß der geltenden Verfassung erfolgte, sowie darüber, dass nach 
dem Ausscheiden des ehemaligen Präsidenten wieder Frieden und Ruhe im Land herrschen,

E. in der Erwägung, dass große Teile der bolivianischen Gesellschaft, insbesondere die Indios, 
die Bauern, die Arbeiter und die Arbeitslosen vom politischen und wirtschaftlichen Leben 
des Landes weitgehend ausgeschlossen sind und zu Recht fordern, daran beteiligt zu werden,

F. unter Hinweis darauf, dass die Völker die Souveränität über ihre natürlichen Ressourcen 
besitzen und dass eine Verfügung darüber dem demokratisch geäußerten Willen des Volkes 
Rechnung tragen muss,

G. ferner unter Hinweis darauf, dass die Ausübung der demokratischen Gewalt nicht den 
Einsatz willkürlicher Gewalt gegen die Zivilbevölkerung rechtfertigt und dass die 
Regierenden wegen der von ihnen praktizierten Menschenrechtsverletzungen rechtlich und 
politisch zur Verantwortung gezogen werden müssen,

H. in der Erwägung, dass der 13. Iberoamerikanische Gipfel im November dieses Jahres in 
Bolivien stattfinden soll und dass sich Bolivien zusammen mit den übrigen Andenstaaten in 
einem Prozess befindet, der demnächst zum Abschluss eines neuen Abkommens über 
politischen Dialog und Zusammenarbeit mit der Europäischen Union führen soll,

1. erklärt erneut, dass es das demokratische System, den Rechtsstaat und die durch die 
Zustimmung des bolivianischen Volkes legitimierte verfassungsmäßige Ordnung 
nachdrücklich und entschieden unterstützt;

2. bekundet sein Mitgefühl für das Volk und die Regierung der Republik Bolivien wegen des 
Verlustes von Menschenleben und weiterer persönlicher und materieller Schäden aufgrund 
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der Unterdrückung der Protestbewegungen des Volkes und verurteilt alle gewalttätigen 
Vorfälle;

3. nimmt die erste Erklärung von Präsident Carlos Mesa und sein Versprechen zur Kenntnis, in 
einem Geist des Dialogs zu regieren, ein Referendum über die Energiefrage sowie 
vorgezogene Wahlen zu veranstalten und die Demokratisierung des politischen Systems 
voranzutreiben, um vor allem eine stärkere Beteiligung der Aymara- und Quechua-Indianer 
zu erreichen;

4. fordert, dass die Vorfälle umfassend untersucht und daraufhin alle Verantwortlichen ermittelt 
werden;

5. hofft, dass innerhalb der bolivianischen Gesellschaft ein Konsens gefunden wird, damit die 
Bodenschätze des Landes, insbesondere die Energievorkommen, zur Entwicklung des 
Landes sowie zur Förderung des sozialen Wohlergehens seiner Einwohner genutzt werden;

6. betont, dass die EU die Bemühungen um den physischen, politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Wiederaufbau Boliviens unterstützen muss, damit Regierbarkeit, Stärkung 
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, Einhaltung der Menschenrechte insbesondere der 
indigenen Bevölkerung Boliviens, wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt, Ausmerzung der 
Armut und Chancen für alle Bolivianer möglich werden;

7. ruft auf zu Mäßigung und Besonnenheit, damit ein konstruktiver Dialog zwischen allen 
Parteien einsetzen kann, der ein Klima von Vertrauen und hinreichendem Verständnis 
füreinander schafft und dessen das Land bedarf, um einen friedlichen Übergang zustande zu 
bringen und aus seiner derzeitigen Sackgasse herauszufinden;

8. fordert die Entsendung einer Delegation des Europäischen Parlaments in die Republik 
Bolivien, um die aktuelle Situation vor Ort zu prüfen und geeignete 
Unterstützungsmaßnahmen vorzuschlagen, damit die neue Regierung die dringenden 
Probleme, denen sie sich gegenüber sieht, besser lösen kann;

9. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen der Mitgliedstaaten, der Regierung und dem Kongress der Republik Bolivien 
sowie dem Generalsekretär der OAS zu übermitteln.


